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Freiheit nur für die Anhänger der Regierung, nur für 
die Mitglieder einer Partei — mögen sie noch so zahl-
reich sein — ist keine Freiheit. Freiheit ist immer nur 
Freiheit des anders Denkenden. Nicht wegen des Fana-
tismus der „Gerechtigkeit", sondern weil all das Be-
lehrende, Heilsame und Reinigende der politischen 
Freiheit an diesem Wesen hängt und seine Wirkung 
versagt, wenn die „Freiheit" zum Privilegium wird. 

ROSA LUXEMBURG 

Gewiß lassen sich, wie wir Heutigen mit wenigen Aus-
nahmen glauben, Staatsrecht und Politik nicht völlig 
voneinander trennen, lassen sich staatsrechtliche Fra-
gen nur selten lösen, ohne daß die letzte Entscheidung 
von politischen Werturteilen bestimmt wird. Aber es 
ist eben das Ziel der Wissenschaft, die Grenze aufzu-
zeigen, wo objektive Erkenntnisse durch subjektive 
Urteile abgelöst werden; es ist ihre Pflicht, zu ver-
suchen, diese Grenze möglichst weit hinauszuschieben, 
und sie hat endlich nach allgemeingültigen Maßstäben 
zu forschen, nach denen sich die zur Entscheidung 
rechtlicher Interessenkonflikte erforderlichen  Abwä-
gungen wertenden Charakters zu vollziehen haben. 

HEINRICH TRIEPEL 



Die Einleitungszitate sind entnommen aus: 
R. Luxemburg,  Die russische Revolution (1918), zitiert nach der von Ο. K. 
Flechtheim besorgten Ausgabe (1963), S. 73; H. Triepel,  Die Vereinigung der 
deutschen Staatsrechtslehrer, AöR 43 (1922), S. 349 (350). 



Vorwort 

Das Prinzip der Chancengleichheit politischer Parteien hat seine 
heutige Kontur durch das Bundesverfassungsgericht  erhalten. Seine 
verfassungstheoretische und verfassungsrechtliche Grundlegung ver-
dankt es indes entscheidend der Diskussion unter der Weimarer Reichs-
verfassung. Diesen Grundlagen, die auch die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts tragen, ist der 1. Teil vorliegender Arbeit ge-
widmet. Im 2. Teil wird die Entwicklung dieser Judikatur, die sich 
von der ursprünglichen Deutung des Prinzips als Differenzierungs-
verbot der „formalen Chancengleichheit" mehr und mehr entfernt und 
schließlich zum Differenzierungsgebot  der „abgestuften Chancengleich-
heit" geführt hat, analysiert. Die einzelnen Stationen sind gekennzeich-
net durch die Interpretation des Prinzips formaler  Parteiengleichheit 
als einer Regel, die Ausnahmen zuläßt, die Anerkennung ihrer bloß 
fakultativen Geltung neben einer auch möglichen Differenzierung  und 
die Vertauschung von Regel und Ausnahme. Der Schwerpunkt der 
Untersuchung liegt dabei auf wahlrechtsfremdem Feld. Von dort aus 
werden die wahlgesetzlichen Splitterparteiklauseln, deren Rechtferti-
gung und Begrenzung die Judikatur zur Parteiengleichheit insgesamt 
geprägt und belastet haben, neu und anders beurteilt, als dies in der 
kaum noch überschaubaren Wahlrechtsliteratur geschehen ist. Parteien-
gleichheit wird hier als schematische Gruppengleichheit verstanden, die 
nicht aus dem Willkürverbot des allgemeinen Gleichheitssatzes, sondern 
aus der — notwendig demokratischen — Parteienfreiheit  zu entwickeln 
ist. Die heutige Regel der „abgestuften Chancengleichheit" hingegen 
macht als „Anwendungsfall" des Art. 3 Abs. 1 GG das nach wie vor 
behauptete Sonderprinzip einer spezifischen Parteiengleichheit ent-
behrlich. 

Die Studie ist aus der 1969 abgeschlossenen Freiburger juristischen 
Dissertation des Verfassers hervorgegangen. Sie wurde für die Ver-
öffentlichung überarbeitet und auf den Stand von 1973 gebracht. Ver-
einzelt sind auch spätere Publikationen berücksichtigt. Allen, die zum 
Gelingen der Arbeit und ihrer Veröffentlichung  beigetragen haben, sei 
an dieser Stelle gedankt. Der Verfasser  weiß sich dabei vor allem 
Herrn Professor Dr. Konrad Hesse verpflichtet, dem er wissenschaftlich 
und persönlich viel zu danken hat. 

H.-R. Lipphardt 
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Einführung 

Das Prinzip der gleichen Wettbewerbschancen politischer Parteien — 
als Verfassungsgrundsatz  in der Diskussion um Art. 21 GG zuerst von 
Forsthoff  und Leibholz  hervorgehoben1 — hat vor allem durch die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts2 seine heute aus dem 
Verfassungsleben nicht mehr fortzudenkende Bedeutung als Schlüssel-
prinzip des demokratischen Mehrparteienstaates erlangt. Im Schrift-
tum, das dieser Rechtsprechung im großen und ganzen folgt, ist der 
Grundsatz der „Chancengleichheit", ungeachtet seiner unterschiedli-
chen Auslegung und Rechtfertigung, einhellig anerkannt. 

L Sprachgebrauch und Problematik des Begriffs  „Chancengleichheit" 

Der Ausdruck „Chancengleichheit" ist heute allgemein gebräuchlich. 
Wenngleich diese Kurzformel  schon zur Weimarer Zeit aufkam3, dürfte 
der gegenwärtige Sprachgebrauch auf Hans Schneider 4 zurückgehen, 
der 1952 das „Prinzip der Chancengleichheit" auf die umstrittene Än-
derung der Geschäftsordnung des Preußischen Landtags vom 12. April 
19326 bezog. 

1 Forsthoff,  Zur verfassungsrechtlichen  Stellung und inneren Ordnimg der 
Parteien, DRZ 1950, S. 313 (315); unverändert abgedruckt in: Forsthoff  ! 
Loewenstein  /  Matz,  Die politischen Parteien im Verfassungsrecht  (1950), S. 5 
(12 ff.)  ; ders., Anmerkung zu den Wahlrechtsentscheidungen des OVG Lüne-
burg v. 19. 6. u. 4.7.1950 (OVGE 2, S. 157 ff.,  187 ff.),  AöR 76 (1950/51), S. 369 
(372 ff.).  — Leibholz,  Verfassungsrechtliche  Stellung und innere Ordnung 
der Parteien — Ausführung und Anwendung der Art. 21 und 38 Abs. 1 S. 2 
GG, Verh. 38. DJT (1950), S. C 2 (28). Die in diesem Referat — es wurde am 
15.9.1950 gehalten — gewählten Formulierungen hat Leibholz  kurz darauf 
wiederholt und ergänzt in: Der Parteienstaat des Bonner Grundgesetzes, 
RStW I I I (1951), S. 99 (121). — Beide Autoren verzichten auf einen Quellen-
nachweis und fordern  übereinstimmend die Verankerung des Prinzips der 
gleichen Chance im Rahmen des Parteiengesetzes. In Leibholz'  früheren 
Publikationen zum Thema Parteienstaat, insbesondere in seinem Aufsatz 
vom April 1950 (Volk und Partei im neuen deutschen Verfassungsrecht, 
DVB1. 1950, S. 194), findet sich der Gedanke einer spezifischen, verfassungs-
rechtlich geschützten Chancengleichheit der Parteien noch nicht. 

2 Vgl. die Nachweise in BVerfGE 24, 300 (340f.); 20, 56 (116); 14, 121 (132 f.); 
8, 51 (63 f.). 

9 Kirchheimer  /  Leites,  Bemerkungen zu Carl Schmitts ,Legalität und Legi-
timität4, ArchSWSP 68 (1933), S. 457 (476). Aus späterer Zeit vgl. A. Steinin-
ger,  Das Blocksystem (1949), S. 26. 

4 H. Schneider,  Die Bedeutung der Geschäftsordnungen oberster Staats-
organe für das Verfassungsleben, Festgabe für R. Smend (1952), S. 303 (314). 

5 Dazu unten 1. Teil/IV 3. 



16 Einführung 

a) In der Rechtsprechung des BVerfG taucht die Kurzformel  erstmals 
im SRP-Urteile auf, während die für das Prinzip grundlegende Ent-
scheidung vom 5.4.19527 sie ebensowenig verwendet wie Leibholz  oder 
Forsthoff,  auf den sich das Gericht ausdrücklich beruft 8. Forsthoff 
spricht von der „Gleichheit der Wettbewerbschancen" oder vom „Prin-
zip der gleichen Wettbewerbschancen"9. Hinzu gesellt sich in seiner 
Urteilsanmerkung noch der Ausdruck „Gleichheit der Parteien"10 bzw. 
„unter den Parteien"11. Seitdem hat die handlichere „Chancengleich-
heit" die inhaltsgleiche „Gleichheit der Wettbewerbschancen" mehr 
und mehr verdrängt. 

b) Indes bleibt der Begriff  nicht auf den Parteienwettbewerb be-
schränkt, sondern wird auch auf Bürgervereine (Rathausparteien), lose 
Wählergruppen und einzelne Wahlbewerber erstreckt12. Diese Deutung 
der Chancengleichheit deckt sich mit der Argumentation aus dem 
Prinzip des gleichen Wahlrechts des einzelnen Wählers, der Gleichheit 
des Stimmgewichts nach Zähl- und Erfolgswert,  die schließlich auf den 
Gesamtbereich der politischen Meinungs- und Willensbildung ausge-
dehnt wird, in dem das GG „alle Staatsbürger grundsätzlich absolut 
gleich bewertet"18. Im Schrifttum wird demgemäß audi in bezug auf 
den einzelnen Wähler von Chancengleichheit gesprochen14. 

Von Wahlrecht, Wähler(gruppen) und Parteien abstrahierend spricht 
Ridder  von einem allgemeinen Verfassungsprinzip der „politischen 
Chancengleichheit", das er nicht nur im Rahmen der Art. 21 und 38 GG 
gelten lassen will, sondern auf den gesamten Bereich des „Politisch-
öffentlichen"  bezieht, insbesondere also auf den Geltungsbereich der 

• BVerfGE 2,1 (13) u. Ls. 2. 
7 BVerfGE 1, 208. 
8 Ebd., S. 242, 255. 
9 Forsthoff,  Die pol. Parteien im Verfassungsrecht  (1950), S. 12,13,14. 
10 Forsthoff,  AöR 76 (1950/51), S. 369 (372, 376). 
1 1 Ebd., S. 374. — Zur Terminologie des Gerichts vgl. Jülich,  Chancen-

gleichheit der Parteien (1967), S. 63 f. 
» Vgl. BVerfGE 7, 63 (70); 11, 266 (276); 11, 351 (364); 12, 10 (25f., 301); 

13,1 (10 f.); 18, 151 (154); 21, 196 (199 f.). 
1 8 BVerfGE 8, 51 (69); weitere Nachweise bei Leibholz  /  Rinck,  GG (1966), 

Rdn. 3 ff.  zu Art. 38 GG. 
14 Giese,  GG, 3. Aufl. (1953), Erl. 2 zu Art. 38 GG; v. Mangoldt  /  Klein,  GG, 

2. Aufl., Bd. 2 (1964), Erl. I I I 2 f zu Art. 38 GG (S. 882); P. F. Müller,  Das 
Wahlsystem (1959), S. 21 Anm. 30; Laschitza,  Der Grundsatz der gleichen 
Wahl im deutschen Staatsrecht (1954), S. 111; MaunzlDürig,  GG, Rdn. 48 zu 
Art. 38 GG: gleiche Erfolgschance im Mehrheitswahlrecht, gleicher Erfolgs-
wert im Verhältniswahlrecht; in gleichem Sinne der Bericht der Wahlrechts-
kommission:  Grundlagen eines deutschen Wahlrechts (1955), S. 44; Seifert  — 
BWG, 2. Aufl., 1965, S. 46 — spricht demgegenüber wieder einheitlich von 
einem gleichen, bei Mehrheits- und Verhältniswahl nur „graduell verschie-
denen Erfolgschancenwert"  der einzelnen Wählerstimme. 



I. Sprachgebraudi und Problematik des Begriffs  „Chancengleichheit" 17 

Art. 5, 8, 9, 21 GG15 . Nach v.  d.  Heydte  bedeutet „demokratische Gleich-
heit im politischen Raum . . . nicht Identität von Führung und Geführ-
ten". Sie erschöpfe sich vielmehr in einer „Gleichheit der Chancen", 
d. h. „sie ist die Gleichheit aller Staatsbürger in der Möglichkeit, in den 
politischen Kampf einzutreten"16. — Dem wird man prinzipiell zustim-
men können. 

Unhaltbar ist dagegen die zwecks Verhüllung eines Widerspruchs — 
nämlich der außerhalb des Wahl- und Parlamentsrechts ungerechtfer-
tigten Verschiedenbehandlung von Parteien einer-, Heimatbünden, 
Kirchen, Gewerkschaften usw. andererseits — vom BVerfG aufgestellte 
These, der „Satz von der Chancengleichheit, wie er sich im Bereich der 
politischen Willensbildung für die Parteien entwickelt hat", habe dort, 
wo es sich „um ein Tätigwerden gesellschaftlicher Mächte und Institu-
tionen handelt" — das Gericht zählt die Parteien hier offensichtlich 
nicht dazu —, „keine Geltung"17. Ähnlich heißt es in einer Entscheidimg 
zu Art. 29 GG18 , es sei nicht zu erkennen, wie es bei der Volksabstim-
mung zur Neugliederung des Bundesgebiets „einen Anspruch auf 
Chancengleichheit der Heimatbünde (sc. mit den politischen Parteien) 
sollte geben können", da sie doch, anders als die Parteien, „freie gesell-
schaftliche Gebilde" seien. Selbst dort, wo das Gericht die Parteien 
unzweifelhaft  zum Bereich der Gesellschaft zählt wie im Parteifinan-
zierungsurteil, werden die Parteien von (sonstigen) gesellschaftlichen 
Zusammenschlüssen geschieden: Weil diese, anders als die Parteien, 
keine „verfassungsrechtliche Funktion" hätten, weil sie nicht wie die 
Parteien „politische ,Kreationsorgane'" seien, dürften sie im Gegensatz 
zu diesen „vom Staat in weitem Umfang.. . subventioniert" werden19. 

c) Von Chancengleichheit spricht das BVerfG audi im Südweststaat-
Urteil, nämlich bei der Prüfimg der Frage, ob der Gesetzgeber einen 
Abstimmungsmodus gewählt habe, der nicht beiden Meinungen „gleiche 
Chancen", genauer: „eine echte Chance" einräumt und damit gegen 
den Gleichheitssatz verstößt20. 

Von einer solchen „wirklichen Chancengleichheit" — ihr Gegenteil 
wird als „Ungleichheit der politischen Chancen" definiert — spricht 

15 Ridder,  Zur verfassungsrechtlichen  Stellung der Gewerkschaften im 
Sozialstaat nach dem Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland 
(1960), S. 18, 19, 23; ders.,  Freiheit der Kunst nach dem Grundgesetz (1963), 
S. 18; ders.  (zus. m. Heinitz), Staatsgeheimnis und Pressefreiheit  (1963), S. 32, 
33; ders.,  Grundgesetz, Notstand und politisches Straf redit (1965), S. 25. 

1β v. d. Heydte,  Fiktion und Wirklichkeit der westdeutschen Demokratie, 
PolSt. Heft 48 (April 1954), S. 6 (14). 

1 7 BVerfGE 8, 51 (67 f.). 
1 8 BVerfGE 13, 54 (83 f., 89 f.). 
1 9 BVerfGE 20, 56 (1061). 
2 9 BVerfGE 1, 14 (53, 55). 

2 Lipphardt 


